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Gesetz über die Errichtung der Deutschen Bauernbank 
Vom 22. Februar 1950

Die Landwirtschaft hat in den Volkswirtschaftsplänen eine wichtige Aufgabe zu erfüllen, zu deren 
Finanzierung eine zentrale Bank erforderlich ist. Diese Bank hat kurz- und mittelfristige Kredite für die 
Versorgung der Bauernwirtschaften mit Produktionsmitteln und für die Lieferungen der Bauernwirt­
schaften an die Erfassungs- und Aufkaufstellen bereitzustellen. Um den Ausbau der genossenschaft­
lichen Gemeinschaftseinrichtungen zu beschleunigen und den Aufbau von Bauernhöfen zu fördern, hat 
sie langfristige Kredite zu geben.

Ihre Aufmerksamkeit ist auf die Beschleunigung des Umlaufs der Geldmittel in der Landwirtschaft 
zu richten.

Durch diese Maßnahmen wird die Steigerung der Hektarerträge gefördert, um den Friedenszustand 
in der Landwirtschaft zu erreichen und zu überschreiten.

Die Provisorische Volkskammer der Deutschen Demokratischen Republik hat deshalb folgendes Gesetz 
beschlossen:

§ 1
(1) Für die landwirtschaftlichen Kreditgenossen­

schaften wird als zentrale Bank unter dem Namen

„ D e u t s c h e  B a u e r n b a n k “

- nachstehend „Bank“ genannt - eine Anstalt des 
öffentlichen Rechts mit dem Sitz in Berlin errichtet.

(2) Die Bank führt ein Dienstsiegel.

(3) Die Bank untersteht der Aufsicht des Mini­
steriums der Finanzen der Deutschen Demokrati­
schen Republik (Aufsichtsbehörde).

§ 2 '
Das Grundkapital der Bank beträgt 50 Millionen 

DM und wird 
mit 47,5 Millionen DM von der Regierung der 

Deutschen Demokratischen Republik und 
mit 2,5 Millionen DM von den fünf Landesgenos­

senschaftsbanken 
zur Verfügung gestellt.

§ 3
Aufgabe der Bank ist die finanzwirtschaftliche 

Lenkung der landwirtschaftlichen Genossenschaf­
ten. Zu diesem Zweck hat sie insbesondere die Geld-


